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[bookmark: _Toc85197969]4121-01	Pflegeinnovationspreis 2021 geht an „AWO Karlsruhe – Gut versorgt daheim im Quartier Rintheimer Feld“

Der Krankenversicherungspartner der Sparkassen-Finanzgruppe, die UKV – Union Krankenversicherung, fördert seit 2017 mit dem „Innovationspreis“ zukunftsweisende Projekte in der Pflege. Bei den Preisträgern sollen Maßnahmen im Mittelpunkt stehen, die auf die Lebenssituation einer Pflegebedürftigkeit reagieren: Wie bleibe ich selbstbestimmt? Wo lebe ich und werde gepflegt? Wie schütze ich meine Angehörigen vor der Belastung? Die Jury, in der auch der DStGB vertreten ist, legt insbesondere auch auf die Übertragbarkeit der Projekte auf andere Kommunen Wert. Bei dem diesjährigen Siegerprojekt werden durch kleinräumige, passgenaue Angebote kranken- und pflegebedürftigen Menschen ermöglicht, in der vertrauten Wohnung weiterzuleben und am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen. Dabei werden auch digitale Unterstützungsmöglichkeiten genutzt. Das Projekt belegt nachdrücklich die Forderung des DStGB, dass die Länder die Kommune bei der Entwicklung derartiger integrierter Quartiersprojekte unterstützen müssen. 

Das Projekt setzt das Ausschreibungsthema „Quartierspflege im digitalen Wandel“ in hervorragender Weise um. Besonders die integrative Grundhaltung des Projekts überzeugte die Jury. Den umfassenden Angeboten rund um „AWO – gut versorgt daheim“ gelingt es, neben pflegebedürftigen Senioren eine große Bandbreite an Jüngeren, Gesunden, Schwerbehinderten und Menschen in verschiedenen Lebenssituationen anzusprechen. Ein multiprofessionelles Team nimmt ihren Bedarf auf Augenhöhe wahr, bindet sie eng in die nachbarschaftliche Arbeit ein und entwickelt gemeinsam mit ihnen neue Angebote. Ein beeindruckend lebendiger und sozialer Raum ist entstanden. Das fördert offenbar die Solidarität untereinander. Das bürgerschaftliche Engagement der Nachbarn bildet eine der Hauptsäulen des Projekts. Ein Erfolgsfaktor des Gewinners ist, dass sich zwei starke Akteure zur Zusammenarbeit entschlossen haben. Die lokale Wohnungsbaugesellschaft Volkswohnung GmbH und die AWO Karlsruhe arbeiten bereits seit 2012 zusammen.

Zentrum des Projekts ist ein ambulanter Servicestützpunkt im Erdgeschoss eines Hochhauses. Von dort aus koordinieren AWO-Mitarbeiter Hilfen und Betreuungsangebote und pflegen die Bürger im Rintheimer Feld rund um die Uhr. In der Einrichtung mit angeschlossenem, ehrenamtlich betriebenem Wohncafé sind die Mitarbeiter für die Fragen der Nachbarn da. Im darüber liegenden Geschoss stehen fünf stark nachgefragte barrierefreie Pflegewohnungen zur Verfügung. Aufgrund der Offenheit des Konzepts und der hohen Motivation der zahlreichen eingebundenen lokalen Akteure werden immer wieder neue Ideen zu konkreten Maßnahmen entwickelt und interessante Projekte gestartet, etwa zu innovativer Pflege. Im Teilprojekt „DiDem“ wurde ein umfassendes Spektrum an digitaler Unterstützung für das Quartier entwickelt. Die Maßnahmen reichen von Beratung zu Video-Telefonie bis zum Hardware-Verleih. Die Hilfen wirken sozialer Isolation und Überlastung in der Pflege entgegen. Auch zur Beschäftigung demenzkranker Bewohner und zur Vermittlung ehrenamtlicher Helfer werden digitale Tools genutzt.

Mehr Informationen zum Projekt: www.awo-karlsruhe.de. 


(I/1 Uwe Lübking, 14.10.2021)
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[bookmark: _Toc85197971]4121-02	Bürgerrat Bildung entwickelt Empfehlungen

Die Empfehlungen des Bürgerrats Bildung und Lernen zu Verbesserungen im deutschen Bildungssystem werden von gewählten Bürgerbotschafterinnen und -botschaftern am 19. November 2021 beim Bürgergipfel in Berlin an Vertreterinnen und Vertreter der Politik aus Bund, Ländern und Kommunen übergeben. Beim Bürgerrat Bildung und Lernen konnten alle Menschen mitmachen, die ihren Wohnsitz oder Lebensmittelpunkt in Deutschland haben. Voraussetzung ist, dass sie zufällig ausgewählt beziehungsweise ausgelost wurden. In mehreren Veranstaltungen in ganz Deutschland entwickeln die Teilnehmerinnen und Teilnehmer gemeinsam Lösungen und Ideen für eine zukunftsfähige Bildungspolitik. Zusätzlich zu den Veranstaltungen des Bürgerrats fanden regelmäßig öffentliche Online-Dialoge auf der Website statt. Hierbei konnten alle ihre Erfahrungen und Ideen zur weiteren Bearbeitung einbringen. Das Ziel sind konkrete Empfehlungen, die gewählte Mitglieder des Bürgerrats an Verantwortliche von Bund, Ländern und Kommunen geben. Organisiert und moderiert wird der Bürgerrat Bildung und Lernen im Auftrag der Montag Stiftung Denkwerkstatt von IKU_Die Dialoggestalter. Der DStGB unterstützt das Projekt und wird am Bürgergipfel teilnehmen. 

100 zufällig ausgewählte Bürgerinnen und Bürger aus ganz Deutschland sind Mitte September 2021 zum ersten Mal in Berlin zusammengekommen. Zwei Tage lang haben sie 50 Vorschläge aus dem vorangegangenen digitalen Bürger- und Jugendforum diskutiert und die acht wichtigsten Ideen ausgehandelt, die mit Priorität umgesetzt werden sollen. Zum Thema „Wie wollen wir lernen?“ diskutierten außerdem von Juni bis August 2021 Schülerinnen und Schüler unterschiedlicher Schulformen aus verschiedenen Bundesländern darüber, was sie an ihrer Schule, ihrem Lernalltag und an Schule im Allgemeinen verbessern würden. In jeder Schulwerkstatt wurden jeweils zwei Botschafterinnen und Botschafter gewählt. Sie vertraten die Schülerinnen und Schüler in Berlin und brachten ihre Ideen in den Bürgerrat ein. 

Der Bürgerrat Bildung und Lernen läuft seit dem 28. September 2020. Über diesen Zeitraum gab es auf der Webseite buergerrat-bildung-lernen.de zusätzlich zu den anderen Beteiligungsformaten immer wieder Möglichkeiten der Online-Beteiligung. Der erste Online-Dialog startete am 13. Oktober 2020 und war bis Ende Februar 2021 geöffnet. Den dringendsten Bedarf sahen die Teilnehmenden wohl in der Sanierung der Schulgebäude, der Digitalisierung, praxisnahen Lehrplänen, bei der Ausbildung zukünftiger Lehrkräfte und in der Vermittlung demokratischer Grundwerte in Bildungseinrichtungen. 

Einblicke in die Arbeit des Bürgerrats Bildung und Lernen, Impressionen, einen Film und O-Töne finden sich auf der Website: www.buergerrat-bildung-lernen.de. 


(I/1 Uwe Lübking, 14.10.2021)
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[bookmark: _Toc85197973]4121-03	Hohe Energiekosten: Kommission macht Vorschläge,
um Verbraucher und Unternehmen zu entlasten

Die Europäische Kommission zeigt in einer am 13.10.2021 ergangenen Mitteilung zu den Energiepreisen auf, welche Instrumente zur Verfügung stehen, um den weltweiten Anstieg der Energiepreise zu bewältigen. Ziel sei es, den Menschen und Unternehmen in Europa zu helfen. Die Mitteilung umfasst ein „Instrumentarium“, das die EU und ihre Mitgliedstaaten nutzen können, um die unmittelbaren Auswirkungen des derzeitigen Preisanstiegs zu bewältigen. Gleichzeitig soll die Resilienz gegenüber künftigen Preisschocks verstärkt werden. Zu den kurzfristigen nationalen Maßnahmen gehören Notfall-Einkommensunterstützung für Haushalte, Beihilfen für Unternehmen und gezielte Steuersenkungen. Die Kommission wird auch Investitionen in erneuerbare Energien und Energieeffizienz unterstützen, mögliche Maßnahmen im Bereich der Energiespeicherung und der Beschaffung von Gasreserven prüfen und die derzeitige Gestaltung des Strommarkts bewerten.

Instrumentarium kurz- und mittelfristiger Maßnahmen

Laut der Kommission ermöglicht der bestehende Rechtsrahmen es der EU und ihren Mitgliedstaaten, Maßnahmen zu ergreifen, um die unmittelbaren Auswirkungen auf die Verbraucher und die Unternehmen zu bewältigen. Dabei sollten gezielte Maßnahmen Priorität haben, mit denen die Auswirkungen des Preisanstiegs auf gefährdete Verbraucher und kleine Unternehmen rasch abgemildert werden können. 

Sofortmaßnahmen zum Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher und der Unternehmen:

· Einkommensunterstützung im Notfall für von Energiearmut betroffene Verbraucherinnen und Verbraucher, zum Beispiel durch Gutscheine oder teilweise Begleichung von Energierechnungen, was mit Einnahmen aus dem EU-EHS unterstützt werden könnte;

· Genehmigung von Zahlungsaufschüben für Energierechnungen;

· Vorkehrungen zum Schutz vor Stromabschaltungen und anderen Netztrennungen;

· Einführung vorübergehender, gezielter Senkungen der Steuersätze für schutzbedürftige Haushalte;

· Hilfen für Unternehmen oder Industriezweige im Einklang mit dem EU-Beihilferecht;

· Intensivierung der internationalen Kontakte im Energiebereich, um die Transparenz, Liquidität und Flexibilität der internationalen Märkte zu gewährleisten;

· Untersuchung möglicher wettbewerbswidriger Verhaltensweisen auf dem Energiemarkt und Ersuchen der Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde (ESMA) um eine weitere Verstärkung der Überwachung der Entwicklungen auf dem CO2-Markt;

· Förderung der Erweiterung des Marktes für Verträge über den Bezug von erneuerbarem Strom und Unterstützung dieser Verträge durch flankierende Maßnahmen.

Der Übergang zu sauberer Energie sei laut Kommission die beste Absicherung gegen künftige Preisschocks und müsse beschleunigt werden. Die EU wird weiterhin ein effizientes Energiesystem mit einem hohen Anteil erneuerbarer Energien entwickeln. Obwohl erschwinglichere erneuerbare Energien bei der Versorgung des Stromnetzes und der Preisgestaltung eine immer größere Rolle spielen, seien andere Energiequellen, einschließlich Gas, bei hoher Nachfrage weiterhin erforderlich. Bei der derzeitigen Marktgestaltung wird der Gesamtpreis für Strom weiterhin über den Gaspreis festgelegt, wenn Gas eingesetzt wird, da für sämtliche Erzeuger bei der Einspeisung desselben Produkts, nämlich von Strom, in das Netz derselbe Preis gilt. Es bestehe ein allgemeiner Konsens darüber, dass das derzeitige Grenzkostenmodell nach wie vor am effizientesten ist, doch weiterführende Analysen nötig seien. Durch die Krise werde auch deutlich, wie wichtig die Speicherung für das Funktionieren des EU-Gasmarktes ist. Die EU verfügt derzeit über Speicherkapazitäten im Umfang von über 20 Prozent ihres jährlichen Gasverbrauchs, doch nicht alle Mitgliedstaaten haben Speicheranlagen und ihre Nutzung und die Instandhaltungsverpflichtungen sind unterschiedlich.

Mittelfristige Maßnahmen für ein dekarbonisiertes und krisenfestes Energiesystem:

· Mehr Investitionen in erneuerbare Energien, Gebäuderenovierungen und Energieeffizienz, Beschleunigung der Auktionen und Genehmigungsverfahren für erneuerbare Energien;

· Ausbau der Energiespeicherkapazität, um den Anteil erneuerbarer Energien weiter zu steigern, auch in Bezug auf Batterien und Wasserstoff;

· Auftrag an die europäischen Regulierungsstellen (ACER), die Vor- und Nachteile der derzeitigen Strommarktgestaltung zu untersuchen und der Kommission gegebenenfalls Empfehlungen vorzuschlagen;

· Erwägung einer Überarbeitung der Verordnung über die Versorgungssicherheit, um für eine bessere Nutzung und Funktionsweise der Gasspeicherung in Europa zu sorgen;

· Prüfung der möglichen Vorteile einer freiwilligen gemeinsamen Beschaffung von Gasvorräten durch die Mitgliedstaaten;

· Einrichtung neuer grenzübergreifender regionaler Risikogruppen für Gas zur Risikoanalyse und zur Beratung der Mitgliedstaaten in Bezug auf die Gestaltung ihrer nationalen Präventions- und Notfallpläne;

· Stärkung der Rolle der Verbraucherinnen und Verbraucher auf dem Energiemarkt durch die Möglichkeit, Lieferanten zu wählen und zu wechseln, Strom selbst zu erzeugen und sich Energiegemeinschaften anzuschließen.

Die gestiegenen Energiepreise werden auch Thema des Europäischen Rats vom 21.-22. Oktober 2021 der Staats- und Regierungschefs sein.

Die Mitteilung zu den Energiepreisen ist zu finden unter: 
https://ec.europa.eu

(Quelle: https://ec.europa.eu)


Weitere Informationen finden sich in Beitrag 4121-19 in dieser DStGB-Aktuell-Ausgabe.


(IV/3 902-00, Finn Brüning, 15.10.2021) 
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[bookmark: _Toc85197974]4121-04	Bundesregierung: Stromsteuer macht rund sieben Prozent des Haushaltsstrompreises aus

Die Einnahmen durch die Stromsteuer beliefen sich von 1999 bis einschließlich 2020 auf rund 133,6 Mrd. Euro. Das teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort auf eine Kleine Anfrage einer Bundestagsfraktion mit. Der Vorlage zufolge sind die Strompreise für Haushalte in Deutschland von 29,8 ct/kWh im Jahr 2016 auf 32,1 ct/kWh im Jahr 2020 gestiegen. Die EEG-Umlage sei im gleichen Zeitraum von 6,4 ct/kWh auf 6,8 ct/kWh gestiegen. Der Preisanteil für Beschaffung und Vertrieb lag der Vorlage zufolge 2016 bei 7,4 ct/kWh und 2020 bei 8,0 ct/kWh – der Preisanteil für Netzentgelte und Messungen bei 6,8 ct/kWh (2016) beziehungsweise 7,1 ct/kWh (2020). Demzufolge bestand der Strompreis für Haushalte sowohl 2016 als auch 2020 zu mehr als der Hälfte aus Steuern, Umlagen und Abgaben. 

Laut Bundesregierung führe die Stromsteuer außerdem zu einem geringeren Energieverbrauch. Wissenschaftliche Studien zeigten eine signifikante Preiselastizität der Stromnachfrage, so dass in einem kontrafaktischen Szenario ohne Stromsteuer von einem höheren Stromverbrauch auszugehen sei. Im Rahmen der Umsetzung der EU-Energieeffizienz-
richtlinie (EED) ermittelt die Bundesregierung auf Basis kurzfristiger Nachfrageelastizitäten den Effekt der Energie- und Stromsteuern auf den Endenergieverbrauch in Deutschland. Für das Jahr 2019 wurde beispielsweise ein verbrauchsmindernder Effekt in Höhe von 72 Peta Joule festgestellt. Der generelle Zusammenhang zwischen Stromsteuer und Stromverbrauch im Gewerbe wurde hingegen nicht untersucht. Eine vom Bundesfinanzministerium beauftragte Studie zu Subventionen (ifo 2019), die sich auch Entlastungen bei Energie-/Stromsteuer widmet, verweist auf empirische Evidenz, die darauf hindeutet, dass höhere Steuern auf Energie zu mehr Energieeffizienz/-einsparungen führen. In einem kontrafaktischen Szenario ohne (oder mit geringerer) Stromsteuer wäre somit ein höherer Stromverbrauch in Gewerbe und Haushalten zu erwarten.

Auf die Frage, warum die Bundesregierung bislang davon abgesehen habe, die Stromsteuer auf das europäische Mindestmaß abzusenken, antwortet sie, dass Investitionen in Klimaschutz konsistente Rahmenbedingungen benötigten. Konsistente Rahmenbedingungen würden dazu beitragen, einen klaren Anreiz zur effizienten Nutzung von Energie, zur Flexibilisierung der Nachfrage sowie zur Sektorkopplung zu bieten. Sie hätte zur Folge, dass mittelfristig nicht mehr substanziell gegen klima-schädliche Anreizstrukturen „angefördert“ werden müsse. Im Rahmen des Klimaschutz-Sofortprogramms 2022 hat die Bundesregierung beschlossen, einen umfassenden Vorschlag für eine umfassende Reform der Abgaben, Umlagen, Entgelte und Steuern im gesamten Energiesystem vorzulegen. Es sei das Ziel der Bundesregierung, die EEG-Umlage weitergehend zu reduzieren. Zudem setze sich die Bundesregierung auf europäischer und internationaler Ebene für eine konsistente klimafreundliche Besteuerung im Energiesystem ein. Für den Verbraucher macht die Steuer derzeit weniger als sieben Prozent des Haushaltsstrompreises aus.

(Quelle: Deutscher Bundestag, 22.09.2021)

Anmerkung des DStGB

Deutsche Unternehmen sowie Verbraucher dürfen das Vertrauen in die Energiewende nicht verlieren. Die aktuellen Energiepreise gefährden die Akzeptanz für die wichtige grüne Transformation unserer Energieinfrastruktur in Deutschland. Auch wenige kommunale Unternehmen fürchten, die Preise kurzfristig an die Gebührenzahler weiterreichen zu müssen. Allerdings wirtschaften Stadtwerke in unserem Land in der Regel solide und haben meist den größten Teil ihrer Lieferverpflichtung mit Terminkontrakten abgesichert. Jedoch muss es u.a. die Aufgabe der künftigen Bundesregierung sein, als Sofortmaßnahme die Steuern, Abgaben und Umlagen, die die Strompreise verteuern, spürbar zu reduzieren. In einem weiteren Schritt muss ein ausgewogenes Verhältnis für die CO2-Bepreisung gefunden werden, welches die Bezahlbarkeit von Energie für Privathaushalte nicht gefährdet. Dies gilt umso mehr für ländliche Regionen, die bei der Energieeffizienz aufgrund der Infrastrukturen weniger Einsparpotenzial haben als etwa in den urbanen Gebieten. Ebenso sollte die von der EU-Kommission vorgestellte „Toolbox“ zur kurzfristigen und mittelfristigen Entlastung berücksichtigt werden. 


(IV/3 902-00, Finn Brüning, 15.10.2021) 
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[bookmark: _Toc85197975]4121-05	Bundesregierung: Getrennte Regulierung von
Wasserstoff- und Erdgasnetzen zwingend geboten

Eine getrennte Regulierung von Wasserstoff- und Erdgasnetzen ist nach Ansicht der Bundesregierung unter dem aktuellen EU-Rechtsrahmen zwingend geboten. Die Netzentgelte der Fernleitungsnetzbetreiber unterlägen einer Regulierung durch die Bundesnetzagentur in unmittelbarer Anwendung europäischen Rechts, heißt es in der Antwort der Regierung auf eine Kleine Anfrage einer Bundestagsfraktion. Nach Ansicht des DStGB sollten Gas- und Wasserstoffnetze einheitlich reguliert werden, weil ein solcher Regulierungsrahmen die zukunftsorientierte Weiterentwicklung der bestehenden Infrastruktur ermöglicht.

Nach dem geltenden Rechtsrahmen müssten der Wasserstoff- und der Erdgasnetzbetrieb „regulatorisch zwingend getrennt betrachtet werden“. Eventuell bestehende Kostenrisiken wären daher derzeit aufgrund der eindeutigen europarechtlichen Vorgaben getrennt zu betrachten, schreibt die Regierung. Die Diskussion um eine getrennte Regulierung von Wasserstoff- und Erdgasnetzen sowie die Allokation von Kostenrisiken habe eine starke europäische Dimension. Es sei zu erwarten, dass die für Ende dieses Jahres angekündigte Überarbeitung der geltenden EU-Regeln für den Gasmarkt (Gasrichtlinie und Gasverordnung) der Europäischen Kommission auch Anhaltspunkte für die weitere Ausgestaltung des Rechtsrahmens für die Wasserstoffwirtschaft enthalten wird. In diesem Zusammenhang könne es notwendig werden, die getrennte Regulierung von Wasserstoff- und Erdgasnetzen sowie Risiken einer gemeinsamen Regulierung erneut zu betrachten und zu bewerten. „Es ist dabei aus Sicht der Bundesregierung erforderlich, dass den Mitgliedstaaten auch bei einer europäischen Lösung hinreichende Handlungsspielräume bei der Ausgestaltung einer zukünftigen Regulierung verbleiben und die zukünftige Regulierung des reinen Wasserstoff- und des Erdgasnetzes effektiv aufeinander abgestimmt werden“, heißt es in der Antwort.

Differenzierung nach grünen Wasserstoff kaum möglich

Aus Sicht der Bundesregierung ist ausschließlich grüner Wasserstoff auf Dauer nachhaltig. Daher ist es Ziel der Bundesregierung, grünen Wasserstoff zu nutzen, für diesen einen zügigen Markthochlauf zu unterstützen sowie entsprechende Wertschöpfungsketten zu etablieren. Die Bundesregierung geht jedoch gleichzeitig davon aus, dass sich in den nächsten zehn Jahren ein globaler und europäischer Wasserstoffmarkt herausbilden wird. Auf diesem Markt wird auch CO2-neutraler (zum Beispiel „blauer“ oder „türkiser“) Wasserstoff gehandelt werden. Aufgrund der engen Einbindung von Deutschland in die europäische Energieversorgungsinfrastruktur wird daher auch in Deutschland CO2-neutraler Wasserstoff eine Rolle spielen und, wenn verfügbar, auch übergangsweise genutzt werden. Bei der Transportinfrastruktur wird eine Differenzierung zwischen grünem und anderem Wasserstoff in der Praxis kaum möglich sein. Die Förderung von Transportinfrastruktur sollte jedoch dann ausgeschlossen werden, wenn sie als Ziel ganz überwiegend auf anderen als grünen Wasserstoff ausgerichtet ist.

Die Antwort der Bundesregierung ist zu finden unter:
https://dserver.bundestag.de/btd/19/325/1932533.pdf

Anmerkung des DStGB

Der Aufbau von eigenen Wasserstoffnetzen außerhalb der klassischen Netzregulierung darf nicht dazu führen, dass die Potenziale der bestehenden (kommunalen) Gasinfrastruktur für die Wasserstoffintegration außen vor gelassen werden. Insbesondere ist dieser in volkswirtschaftlicher Hinsicht bzw. mit Blick auf die verfolgten europäischen Klimaziele wenig effizient. Es ist zu befürchten, dass kleinteilige und unübersichtliche Strukturen entstehen. Ebenso kann die schrittweise Integration von Wasserstoff in die Gasversorgung ein wichtiger Baustein für die Dekarbonisierung der Wärmeversorgung sein. Hierfür müssen bereits heute –insbesondere auch auf EU-Ebene – die Weichen gestellt werden. 


(IV/3 902-00, Finn Brüning, 15.10.2021) 
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[bookmark: _Toc85197976]4121-06	dena-Leitstudie: Klimaneutralität im Verkehrssektor bedarf mehr kommunaler Gestaltungsfreiheit 

Die Deutsche Energie-Agentur (dena) hat am 07. Oktober 2021 eine Leitstudie veröffentlicht, die in Zusammenarbeit mit zehn wissenschaftlichen Instituten, mehr als 70 Unternehmen sowie einem 45-köpfigen Beirat mit hochrangigen Expertinnen und Experten aus Wissenschaft, Politik und Gesellschaft erarbeitet worden ist. Die Studie soll der zukünftigen Bundesregierung eine praxisorientierte Perspektive zur Erreichung von Klimaneutralität bis 2045 liefern. Darin fordern die Autoren unter anderem, die Investitionen in den Klimaschutz zu erhöhen, die planerische Gestaltungsfreiheit in den Kommunen und die Akzeptanz für die Energiewende durch die kommunale Beteiligung zu verbessern. Aus Sicht des DStGB müssen insbesondere die Planungs- und Genehmigungsverfahren für den Ausbau der erneuerbaren Energien weiter vereinfacht werden. 

In Ergänzung zu einer umfassenden und ausdifferenzierten Analyse wurden insgesamt 84 Aufgaben in zehn zentralen Handlungsfeldern identifiziert, die laut der Autoren eines gemeinsam haben: Jede einzelne Aufgabe ist machbar. Energiewende und Klimapolitik müssen laut dena besser organisiert, das historische Klein-Klein der vergangenen Jahre überwunden werden. Auch können die konkreten sektorspezifischen Jahresziele für die unmittelbar vor uns liegenden Jahre mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht erreicht werden. Die gegenwärtigen gesetzlichen Regelungen stehen einem zielorientierten effizienten Handeln entgegen und verhindern so die notwendige Dynamik. 

Um Klimaneutralität zu erreichen, ist laut der Studie aus technologischer Betrachtung eine Vier-Säulen-Strategie erforderlich: Die Erhöhung der Energieeffizienz ist eine wesentliche Maßnahme in allen Verbrauchssektoren, insbesondere in der Industrie und im Gebäudesektor. Für den umfassenden direkten Einsatz von erneuerbaren Energien ist in vielen Anwendungsbereichen neben der Energieeffizienzverbesserung eine breite und deutlich beschleunigte Elektrifizierung eine Grundvoraussetzung. Neben Strom werden erneuerbare gasförmige und flüssige Energieträger und Rohstoffe benötigt. Als vierte Säule braucht es technische und natürliche CO2-Senken.

Die Energieversorgung ist aktuell der größte CO2-Emittent. Reduktionen müssen hier am stärksten und am schnellsten erfolgen, so die Studie (von 308 Mio. Tonnen CO2ä in 2018 auf 104 Mio. t CO2ä in 2030 und auf -8 Mio. t CO2ä in 2045). Zentral ist dabei, dass sich die erneuerbaren Stromkapazitäten bereits bis 2030 mehr als verdoppeln müssen. Die installierte Leistung von Solarenergie zum Beispiel steigt von 45 Gigawatt (GW) auf 131 GW, Windenergie an Land von 52 GW auf 92 GW. Die Kohleerzeugung wird 2030 marktgetrieben kaum noch eine Rolle spielen, die Nutzung von Erdgas in der Stromerzeugung nimmt dagegen bis 2030 zu. Bereits dieser ‚Fuel Switch‘ trägt bis 2030 erheblich zur Emissionsminderung in der Energiewirtschaft bei. Wasserstoff und Powerfuels werden bis 2030 nur eine geringe Rolle spielen. Der Aufbau entsprechender Infrastruktur und Märkte ist aber unabdingbar, denn die Rückverstromung von grünem Wasserstoff wird 2045 nach Windkraft und Photovoltaik zur drittwichtigsten Stromerzeugungsquelle. Bis 2035 spielt blauer Wasserstoff eine, wenn auch geringe Rolle, danach geht er gemäß Modellierung der dena-Leitstudie sukzessive aus dem Markt. Um Klimaneutralität in der Energieversorgung zu erreichen, braucht es laut dena-Studie unter anderem den beschleunigten, marktbasierten Ausbau der erneuerbaren Energien durch eine Vereinheitlichung und Vereinfachung von Genehmigungsverfahren und die Bereitstellung von mehr Flächen.

Der Verkehrssektor steht aktuell an dritter Stelle der Emissionen und hat die größte Reduktionsaufgabe aller untersuchten Verbrauchssektoren: Schon bis 2030 muss der Ausstoß um rund 48 Prozent sinken (von rund 164 auf 85 Mio. t CO2ä). Die stärkste Minderung müsse im Individualverkehr erfolgen, gefolgt vom Lkw-Verkehr. Dabei wird im Personenverkehr ein Hochlauf der Elektromobilität auf 9,1 Mio. vollelektrische Fahrzeuge (bzw. 14 Mio. Fahrzeuge inklusive Hybride) bis 2030 als notwendig erachtet. Wasserstoff wird nach Aussage der dena kaum eine Rolle spielen. Um Klimaneutralität im Verkehrssektor zu erreichen, braucht es eine Forcierung der Elektromobilität im Individualverkehr, umfassenden Einsatz von Wasserstoff und Powerfuels im Schwerlastverkehr, den intensivierten Ausbau des ÖPNV und eine bessere Verknüpfung mit anderen Mobilitätsangeboten sowie größere planerische Gestaltungsfreiheit für Kommunen. Wichtig ist laut den Autoren der Studie auch: Förderinstrumente, die im Wesentlichen auf die Zementierung der Individualmobilität ausgerichtet sind, stehen den erforderlichen transformatorischen Veränderungen im Verkehrsbereich eher im Weg. Die Stärkung des Umweltverbunds im Verkehr scheitert derzeit auch an langen Planungsverfahren für Bahntrassen oder Radwege. Hinzu kommen langwierige Baumaßnahmen. Die kommende Bundesregierung muss daher nach Aussage der dena dringend Wege suchen, um das Planungsrecht weiter zu vereinfachen und Verfahren zu beschleunigen.

Auch im Gebäudebereich müssen die CO2-Emissionen allein bis 2030 um 44 Prozent sinken (von rund 120 auf rund 67 Mio. t CO2ä). Der Großteil der Minderungen (46,5 Mio. t CO2ä) entfällt auf Maßnahmen an der Gebäudehülle und technische Anlagen. Auch der Einsatz von klimaneutralen Brennstoffen muss sich schon bis 2030 mehr als verdreifachen, von heute 9 auf dann 32 Terawattstunden (TWh). Bis 2045 erfolgt eine weitere Vervierfachung auf 120 TWh. Aufgrund der Vielschichtigkeit des Gebäudesektors mit seinen sehr spezifischen Herausforderungen ist aus heutiger Perspektive ein klimaneutraler Gebäudebestand ohne Wasserstoff und klimaneutrale Gase nicht denkbar. Eine besondere Herausforderung ist der dafür erforderliche Umbau der Infrastruktur.

Ebenso setzt laut dena-Studie eine Klimaneutralität breite gesellschaftliche Verankerung voraus. Der gewaltige Transformationsprozess funktioniere nur mit den Bürgerinnen und Bürgern zusammen und muss sozial gerecht ausgestaltet sein. Auch die Rolle der Bürgerinnen und Bürger als Prosumer sollte gestärkt werden. Maßnahmen wie die verbindliche Beteiligung der Kommunen an Einnahmen von Erneuerbare-Energien-Projekten oder die Abschaffung klimaschädlicher Subventionen können die Akzeptanz fördern, Ansätze wie eine Pro-Kopf-Energie-Geld die soziale Ausgestaltung der Energiewende verbessern.

(Quelle: www.dena.de)

Anmerkung des DStGB

Die Studie der dena zeigt einmal mehr den enormen Transformationsbedarf für mehr Klimaschutz in den Sektoren Energie, Gebäude und Verkehr auf. Der DStGB plädiert daher insbesondere für eine Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren, die in Deutschland nach wie vor zu langwierig sind. Dies bremst viele Bemühungen beim dringend erforderlichen Ausbau erneuerbarer Energien oder dem Ausbau der ÖPNV-Infrastruktur aus. Auch wegen zu komplexer Anforderungen an die Planungsverfahren sowie wegen Klagen – etwa gegen Windenergieanlagen – und wegen einer mangelnden Akzeptanz vor Ort ist die Anzahl an Zubauten von Windenergieanlagen in Deutschland in den letzten drei Jahren massiv eingebrochen. Zur Erreichung der Klimaschutzziele und zur Steigerung der Akzeptanz vor Ort, gerade beim Ausbau der erneuerbaren Energien oder neuer bzw. zu reaktivierender Bahnstrecken, bedarf es daher eines Klimaschutzbeschleunigungsgesetzes. Es bedarf schnellerer Planungs-, Genehmigungs- und Vergabeverfahren. Im Bundes- und Landesrecht muss angesichts der Klimaziele das Prinzip lauten: Vorfahrt für den Klimaschutz!

Im Bereich des Verkehrsrechts plädiert die dena, wie auch der DStGB, für eine „regional spezifische Adressierung der Herausforderungen“ und mehr Spielräume für die Kommunen. Hierzu bedarf es einer umfangreichen Anpassung des Straßenverkehrsrechts wie zuletzt auch der Verkehrsausschuss des DStGB forderte. 

Weitere Informationen 

DStGB „Masterplan Klimaanpassung und Klimaschutz“: 
www.dstgb.de (Rubrik: Themen / Klimaschutz / Aktuelles)
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[bookmark: _Toc85197978]4121-07	Europäische Waldbesitzerverbände üben Kritik 
an neuer EU-Forststrategie 2030

Auf der europäischen Waldbesitzerkonferenz am 04. Oktober 2021 in Wien verabschiedeten sechs agrar- und forstwirtschaftliche Dachverbände und Verbandsvertreter aus 17 europäischen Ländern im Vorfeld der ebenfalls am 05.10.2021 in Wien stattgefundenen Forstministerkonferenz die „Wiener Erklärung der europäischen Waldeigentümer zur neuen EU-Forststrategie für 2030“. In der gemeinsamen Deklaration werden die Hauptkritikpunkte an der neuen EU-Forststrategie 2030, die am 16. Juli veröffentlicht wurde, zum Ausdruck gebracht. Im Zentrum steht die Feststellung, dass die EU-Kommission die Erwartungen von 16 Mio. Waldbesitzern und damit von 80 Mio. Bürgern, die in diesen Familien repräsentiert werden, nicht erfülle. Kritisiert werden Nutzungsverbote. So reduziere die EU-Forststrategie den Wald ausschließlich auf die Biodiversität und seine CO2-Speicherkapazitäten. Der Einsatz des Rohstoffes Holz, der klimaschädliche Energieträger wie Öl, Kohle und Gas ersetzen könne, werde nicht hinreichend beachtet. Darüber hinaus rückt die Erklärung die Bedeutung der Praktiker, ihre Fachexpertise und die Honorierung der Ökosystemleistungen des Waldes in den Mittelpunkt.

Aus Sicht der über 150 Teilnehmer an der vom Europäischen Waldbesitzerverband (CEPF) einberufenen Konferenz untergräbt die neue Strategie das derzeitige Gleichgewicht der sozialen, ökologischen und wirtschaftlichen Säulen einer nachhaltigen und multifunktionalen Forstwirtschaft in der EU, indem sie einseitig die Rolle der Wälder beim Schutz der Biodiversität hervorhebt. Zwar wurde von Seiten der Waldbesitzenden das Vorhaben einer neuen, umfassenden Strategie für den Wald in der EU stets befürwortet, doch es bestehen große Zweifel, ob die neuen Vorschläge der Kommission dazu beitragen werden, die zahlreichen Herausforderungen des Sektors besser zu bewältigen. Entsprechend wird die EU-Forststrategie dem Anspruch nicht gerecht, die neuen Ziele des Green Deal durch einen kohärenten und gut koordinierten Rahmen auf EU-Ebene zu erreichen. 

Der Präsident des europäischen Kommunalwaldbesitzerverbandes FECOF und Bürgermeister der Stadt Brilon im Sauerland, Dr. Christof Bartsch, stellte in seinem Statement am 04. Oktober in Wien fest, dass die neue Strategie zu weiteren bürokratischen Hürden und administrativen Aufwand führen werde. Eine klare wirtschaftliche Perspektive für die Waldbesitzenden und den ländlichen Raum sei jedoch nicht zu erkennen. Im Gegensatz dazu solle dem Subsidiaritätsgedanken folgend die Eigenverantwortung der lokalen Gebietskörperschaften gestärkt werden, so seine Forderung an die EU-Politik. Kritisch sah Bartsch auch, dass auf der einen Seite die Verwendung von Holz aus Klimaschutzgründen gefördert werden solle, auf der anderen Seite die Forstwirtschaft immer weiter eingeschränkt werde. „Die neue Strategie findet keine Antwort auf die Rohstofffrage. Zudem liefert sie keine klare wirtschaftliche Perspektive für den ländlichen Raum. Hier besteht dringender Verbesserungsbedarf“, so das Fazit des FECOF-Präsidenten.

Die Konferenzteilnehmenden waren sich einig, dass ohne eine stärkere Einbeziehung der Waldbesitzenden und -bewirtschafter, die Umsetzung der neuen EU-Waldstrategie scheitern wird. Um motiviert zu bleiben und zur langfristigen Lebensfähigkeit der ländlichen Gebiete und der EU-Wirtschaft beizutragen, erwarten sie daher konstruktive Signale von den europäischen Entscheidungsträgern.

Anmerkung des DStGB

Der DStGB unterstützt die Forderungen der „Wiener Erklärung“. Es werden Zukunftsstrategien für den Auf- und Umbau klimarobuster Wälder benötigt und dies geht nur zusammen mit den Waldbesitzenden. Die Herausforderung besteht insbesondere in der Auflösung des Zielkonfliktes zwischen Biodiversität und Klimaschutz.

Der Präsident des Deutschen Forstwirtschaftsrates Georg Schirmbeck hat im Namen seines Verbandes ebenfalls die Unterstützung der Wiener Erklärung zugesagt. Er sieht zudem die Notwendigkeit, dass die Forstwirtschaft in Europa mit einer Stimme spricht und fordert die Weiterentwicklung einer nachhaltigen Waldbewirtschaftung im Rahmen des Forstministerprozesses „Forest Europe“.

Link zur EU-Forststrategie 2030: https://eur-lex.europa.eu

Link zur Wiener Erklärung: https://waldbauernverband.de
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[bookmark: _Toc85197979]4121-08	FNR-Online-Seminar: Öffentliches Bauen mit Holz

Zum vierten und letzten Mal in diesem Jahr lädt die Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e. V. (FNR) zu einem kostenfreien Online-Seminar aus der Veranstaltungsreihe „Auf Zukunftskurs: Öffentliches Bauen mit Holz“ ein. Die Themen sind „Vergabepraxis bei Holzbauten“, „Bauen mit Laubholz“ und „Strategien im Holzbau“. Die Reihe zur Charta für Holz entstand in Kooperation mit dem Deutschen Städte- und Gemeindebund (DStGB), dem Deutschen Städtetag, dem Deutschen Landkreistag und dem Informationsdienst Holz.

Am 09.11.2021 bieten drei Referenten Informationen zum Bauen mit Holz für Vertreter der öffentlichen Hand. Auf dem Programm stehen Vorträge zur Vergabepraxis von Holzbauten sowie zum Bauen mit Laubholz als neue Chance für die Architektur. Ergänzt wird das Programm durch einen Vortrag zu „Strategien im Holzbau – Chancen in Bedarfsplanung und Projektentwicklung“.

Die Vorträge der Referenten, Begleitmaterialien zur Veranstaltung sowie Publikationen der FNR zum klimafreundlichen Holzbau sind auf der Veranstaltungsseite https://veranstaltungen.fnr.de/holzbau der FNR abrufbar.

Programm: https://veranstaltungen.fnr.de/holzbau/programm 
Anmeldung: https://veranstaltungen.fnr.de/holzbau/anmeldung

Aufgrund der großen Nachfrage wird die Seminarreihe im Jahr 2022 mit vier weiteren Terminen fortgesetzt. Die Teilnahme an der Reihe ist kostenfrei und wird bundesweit von verschiedenen Architekten- und Ingenieurkammern mit Fortbildungspunkten bedacht.

Fachliche Ansprechpartnerin: Kathleen Flotow
Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e.V.
Telefon: 03843 / 6930-326; E-Mail;: k.flotow@fnr.de 
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[bookmark: _Toc85197981]4121-09	Neues DStGB-Positionspapier zum ÖPNV-Ausbau

Ein besserer Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) trägt maßgeblich zur Lebensqualität unserer Städte und Gemeinden und zur Erreichung gleichwertiger Lebensverhältnisse bei. In einem an die nächste Bundesregierung adressierten Positionspapier wirbt der DStGB für eine umfassende Angebots- und Finanzierungsoffensive im ÖPNV auf Schiene und Straße. Daneben braucht es mehr Tempo bei der Digitalisierung öffentlicher Verkehrssysteme und der Vernetzung des ÖPNV mit weiteren nachhaltigen Verkehrsträgern. 

Klimaschutzziele im Verkehrssektor nur mit ÖPNV-Ausbau erreichbar

Aus kommunaler Sicht ist klar: Die im Rahmen des Bundes-Klimaschutzgesetz verschärften Klimaschutzziele im Verkehrssektor sind nur durch eine herausgehobene Rolle des öffentlichen Verkehrs zu erreichen. Die Kommunen teilen den Anspruch ambitionierter Klimaschutzziele, stoßen jedoch vor Ort auf Hindernisse, insbesondere bei der Finanzierung, der Personalgewinnung sowie der Planung und Errichtung der notwendigen Infrastruktur. Die Erreichung der Klimaschutzziele hat nicht nur eine nationale, sondern zugleich auch eine europäische und globale Bedeutung. Der notwendige ÖPNV-Ausbau darf daher nicht von finanziellen Handlungsspielräumen einzelner Kommunen abhängen, sondern muss bundesweit forciert werden. Auf dem Land gilt es jetzt, moderne flexible ÖPNV-Angebote nach der Novelle des Personenbeförderungsgesetzes umfassend zu ermöglichen.

Das vollständige Positionspapier mit allen Vorschlägen sowie Infografiken des DStGB findet sich unter: www.dstgb.de (Rubrik: Publikationen / Positionspapiere)
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[bookmark: _Toc85197982]4121-10	Absicherungsprogramm zur Unterstützung beim
Neustart von Messen und Ausstellungen

Für den Neustart von Messen und gewerblichen Ausstellungen können jetzt im Rahmen eines Absicherungsprogrammes von Bund und Ländern Hilfen abgerufen werden. 

Wirtschaftliche Absicherung soll ermöglicht werden

Ziel des Programms ist es, Anreize zur Organisation und Durchführung großer gewerblicher Veranstaltungen zu setzen und damit positive Effekte auch in der nachgelagerten Wertschöpfungskette auszulösen. Dafür wird ein Absicherungsmechanismus geschaffen, der die Planungs- und Vorbereitungskosten von Messen und Ausstellungen ähnlich einer Versicherung gegen das Risiko einer vollständigen Betriebsuntersagung aufgrund pandemiebedingter Restriktionen absichert. Entsprechende Versicherungslösungen für Pandemierisiken werden derzeit am Markt nicht angeboten. Veranstaltende Unternehmen sind daher aufgrund der langen Vorbereitungszeit und hohen Investitionen von einem enormen Kostenrisiko betroffen.

Für die Ausfallabsicherung stellt das Land Hamburg eine IT-Plattform für alle Bundesländer zur Verfügung, über die sowohl die Antragstellung wie auch die Bewilligung seitens der Länder abgewickelt werden kann. Über das Programm können veranstaltungsbezogene Kosten in einem Umfang von insgesamt bis zu 600 Mio. Euro abgesichert werden, so das Bundeswirtschaftsministerium. Berücksichtigt werden können Messen oder Ausstellungen, die planmäßig bis 30. September 2022 durchgeführt werden. Die Veranstaltungen müssen vorher auf der zentralen IT-Plattform registriert werden. Registrierungen sind ab dem 25. Oktober 2021 möglich.

Bund unterstützt KMU bei Teilnahme an Leitmessen

Ergänzend zum Absicherungsprogramm unterstützt der Bund für einen befristeten Zeitraum außerdem die Teilnahme kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) an ausgewählten Leitmessen in Deutschland. Hierzu sollen im Rahmen einer ausgeweiteten Ausstellerförderung Fördermittel von insgesamt bis zu 20 Mio. Euro bereitgestellt werden. Eine Liste der förderfähigen Messen für das Jahr 2022 steht in Kürze zur Verfügung.

Weitere Informationen

Pressemitteilung des BMWi vom 12.10.2021: www.bmwi.de

Weitere Informationen auf der Plattform des Programms: 
https://sonderfonds-messe.de/ 

Mehr zu den Förderbedingungen und zum Antragsverfahren beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle: www.bafa.de/mkmu 
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[bookmark: _Toc85197983]4121-11	Förderperiode Abbiegeassistent verlängert

Die aktuelle Förderperiode im Förderprogramm Abbiegeassistenzsysteme wird bis zum 22.11.2021 verlängert. Gefördert wird die Ausrüstung von Kraftfahrzeugen mit Abbiegeassistenzsystemen. Dazu gehören bei der Nachrüstung von Kraftfahrzeugen system- und externe Einbaukosten sowie bei der Ausrüstung von Neufahrzeugen die Systemkosten. 

Im Förderprogramm Abbiegeassistenzsysteme (AAS) des BMVI wurden in der laufenden Förderperiode 2021 bislang Förderanträge mit einem Volumen von nahezu 11 Mio. Euro bewilligt. Damit können mehr als 7.000 förderfähige Kraftfahrzeuge mit Abbiegeassistenzsystemen ausgerüstet werden. Das Förderprogramm trägt so auch in diesem Jahr in erheblichem Umfang dazu bei, schwächere Verkehrsteilnehmende wie Radfahrer/innen und Fußgänger/innen vor folgenschweren Unfällen mit rechts abbiegenden Lastkraftwagen oder Bussen zu schützen.

Für weitere Anträge stehen noch Fördermittel zur Verfügung. Die aktuelle Förderperiode 2021 wurde daher verlängert. Anträge können bis zum 22.11.2021 über das e-Service-Portal gestellt werden.

Zuwendungsberechtigt sind Eigentümer:innen, Halter:innen, Leasingnehmer:innen und Mieter:innen von in der Bundesrepublik Deutschland zum Verkehr auf öffentlichen Straßen zugelassenen förderfähigen Kraftfahrzeugen. Hierzu gehören auch Kommunen und kommunale Unternehmen.

Weitere Informationen

Weitere Informationen und FAQ zum Förderprogramm: www.bag.bund.de 

Die Antragstellung erfolgt über dase-Service-Portal: 
https://antrag-gbbmvi.bund.de/ 

Ansprechpartner beim Bundesamt für Güterverkehr: 
Telefon: 0221/5776-2699
E-Mail: IchWillDenAssi@bag.bund.de 
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[bookmark: _Toc85197984]4121-12	3. NaKoMo-Jahreskonferenz

Wissensaustausch und Vernetzung – das ist der Ansatz im Nationalen Kompetenznetzwerk für nachhaltige Mobilität (NaKoMo) von Bund, Ländern und Kommunen. Im Rahmen der 3. Jahreskonferenz soll dieser Austauschgedanke und die Zusammenarbeit fortgesetzt werden. Unter dem Thema „Neuverteilung des öffentlichen Raums – Gemeinsam auf neuen Wegen“ wird die Veranstaltung am 10. November 2021 als Digitalkonferenz stattfinden.

Programm

Unter dem Dach des NaKoMo treffen sich auch 2021 wieder Vertreter von Bund, Ländern und Kommunen um sich über Aspekte der Mobilitätswende auszutauschen und Erfahrungen aus der Praxis zu teilen. Leitthema der kostenlosen und erneut digitalen Veranstaltung ist diesmal die Neuverteilung des öffentlichen Raums. 

Neben dem Hauptprogramm mit Keynotes und Diskussionsrunden finden auch 2021 wieder separate Fachforen zu folgenden Themen statt.

· Mobil in ländlichen Räumen – (K)Ein Platzproblem?
· Digitale Lösungen für eine Neuordnung in Innenstädten
· Neuverteilung braucht Mut – Wie Länderinitiativen Kommunen unterstützen
· Urbane Resilienz im Mobilitätsbereich
· Multifunktionalität für mehr Lebensqualität in Städten
· Öffentlicher Raum für alle

Weitere Informationen

Programm und kostenlose Anmeldung: www.now-gmbh.de 
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[bookmark: _Toc85197985]4121-13	Grundlagenseminare Radverkehr

Die Fahrradakademie beim Difu wird seit kurzem unter dem Dach des Bundesamts für Güterverkehr (BAG) fortgeführt. Mit einer neuen Seminarreihe im November und Dezember 2021 werden nun Kommunen in der Konzeption und Bereitstellung zeitgemäßer Infrastruktur für sicheren Radverkehr unterstützt. Die jeweils zweitägigen Online-Seminare richten sich an Radverkehrsverantwortliche und weitere Fachleute in den Kommunen.

Worum geht es?

In vielen Kommunen bietet das vorhandene Straßennetz noch nicht ausreichend Raum für sicheres und komfortables Radfahren. Die Fahrradinfrastruktur entspricht häufig nicht den heutigen Anforderungen des Radverkehrs. Durch Angebote, die den Bedürfnissen von Radfahrenden gerecht werden und den aktuellen Erkenntnisstand der Forschung berücksichtigen, lassen sich Gefahren reduzieren und der Radverkehr steigern. Mit einem Grundlagenseminar – nicht nur für Radverkehrsverantwortliche – unterstützt das Fortbildungsprogramm in der Konzeption und Bereitstellung zeitgemäßer Infrastruktur für sicheren Radverkehr.

Das erwartet die Teilnehmenden:

· Erfahrene Expert:innen aus Planung und Verwaltung vermitteln das Grundwissen für eine rechts- und regelkonforme Gestaltung der Radverkehrsinfrastruktur.
· Sie erhalten Einblicke in die Praxis der Radverkehrsförderung aus zwei Kommunen und Anregungen für die Umsetzung von Maßnahmen.
· In Arbeitsgruppen beschäftigen Sie sich mit konkreten Praxisaufgaben und tauschen sich mit den übrigen Teilnehmenden zu konkreten Herausforderungen und deren Lösungen aus.
· Zum Abschluss diskutieren wir im Plenum, wie die Umsetzung in der Praxis gelingen kann und welche Hürden dabei zu überwinden sind.

Die Teilnahmegebührt beträgt 95 Euro.

Weitere Informationen

Programm, Ansprechpartner und Anmeldung: www.bag.bund.de


(IV/2 725, Jan Strehmann, 11.10.2021)
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[bookmark: _Toc85197986]4121-14	Online-Seminar-Reihe der Dutch Cycling Embassy

Die Dutch Cycling Embassy veranstaltet in diesem Herbst in Kooperation mit dem ADFC und der niederländischen Botschaft eine kostenlose Online-Seminarreihe rund um das Thema Radfahren. Die Seminare richten sich an Radverkehrsbeauftragte, Verkehrspolitiker:innen, Verwaltungsmitarbeiter:innen und Multiplikatoren in deutschen Kommunen und Kreisen.

Erfahrungsaustausch mit niederländischen Radverkehrsexperten

In vier digitalen Seminaren teilen Expert:innen aus den Niederlanden ihr Wissen und ihre Erfahrungen aus fünf Jahrzehnten. Das umfasst politische Prozesse, Verkehrsplanung und Infrastruktur-Design. Das Ziel: attraktive und sichere Radverkehrsnetze für Menschen jeden Alters und jeder Lebenslage auch in Deutschland. 

Themen der Seminare umfassen Fahrradschnellwege, Kreuzungsgestaltung, Fahrradstraßen, Fahrradabstellanlagen, Lastenräder und emissionsfreie Stadtlogistik.

· Themensitzung 1 am 28.10. 2021von 15.30-17.00 Uhr: 
Virtuelle Fahrradtour durch die Niederlande

· Themensitzung 2 am 11.11. 2021 von 15.30-17.00 Uhr:
Knotenpunkte nach dem niederländischen Modell

· Themensitzung 3 am 25.11.2021 von 15.30-17.00 Uhr:
Abstellanlagen, Fahrradparkhäuser und Intermodalität

· Themensitzung 4 am 7.12.2021 von 15.30-17.00 Uhr: 
Fahrradspuren und Fahrradstraßen, Lastenräder, Zero-Emission Innenstädte und effiziente Nutzung des öffentlichen Raums

Alle Webinare bieten gleichzeitig eine Gelegenheit zum Matchmaking und Netzwerken zwischen niederländischen und deutschen Teilnehmenden.

Weitere Informationen

Informationen und die kostenlose Anmeldemöglichkeit unter: https://dutchcycling.nl/de/webinar-serie-radfahren 


(IV/2 725, Jan Strehmann, 11.10.2021)
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[bookmark: _Toc85197988]4121-15	Preisverleihung: Präsidenten würdigen kommunale Zusammenarbeit zwischen Deutschland und Italien

Bundespräsident Steinmeier und sein italienischer Amtskollege Mattarella haben in der italienischen Botschaft in Berlin am Dienstag, 12.10.2021, zum ersten Mal den „Preis der Präsidenten für die kommunale Zusammenarbeit zwischen Deutschland und Italien“ verliehen. Der Preis ging an fünf deutsche und fünf italienische Kommunen, als Auszeichnung ihrer guten Kooperation. Im September 2020 wurde der Preis ausgelobt. Die deutsch-italienische Freundschaft sollte unter anderem deshalb gewürdigt werden, da auf kommunaler Ebene insbesondere vor dem Hintergrund der Pandemie starke Solidarität gezeigt wurde. Der Entscheidung vorausgegangen war ein Staatsbesuch des Bundespräsidenten in Italien, an dem auch der Präsident des DStGB, Ralph Siegler, teilgenommen hat.

Mehr als 70 Partnerschaften, demnach über 140 deutsche und italienische Kommunen, haben sich beworben. In der Kategorie „größere Kommunen“ geht der Preis an die nordrhein-westfälische Stadt Hamm und das italienische Bari für ein gemeinsames Projekt zur Stadterneuerung. Die Städte Ludwigsburg aus Baden-Württemberg und Bergamo werden für ein Jugend-Demokratie-Projekt ausgezeichnet. Unter den „kleineren/mittleren Kommunen“ mit weniger als 40.000 Einwohnern wurden Giengen an der Brenz und San Michele di Ganzari, Höchberg und Bastia Umbra sowie Steinhagen und Fivizzano prämiert. Giengen an der Brenz und San Michele di Ganzari erhielten einen Preis für die Zusammenarbeit bei einem kommunalpolitischen Projekt für junge Menschen, Höchberg und Bastia Umbra für Inklusion und Engagement der Jugend sowie Steinhagen und Fivizzano für eine gemeinsame Bibliothek.

Die Preisverleihungen sind Ausdruck der wieder stärker gewordenen Einsicht, dass Städtepartnerschaften und Städtediplomatie ein wesentlicher Teil der Europapolitik sind. Dazu Bundespräsident Steinmeier: „In den Städtepartnerschaften werden die enge deutsch-italienische Freundschaft und der Zusammenhalt in Europa gepflegt.“ Weiter heißt es: „Dieses Engagement ist ein kostbares Gut, gerade in Zeiten, in denen wir erleben, dass die Idee des vereinten Europas an Glanz verliert und das Nationale wie das Autoritäre wieder an Verführungskraft gewinnt.“

Weiterführende Informationen finden sich unter www.dstgb.de (Rubrik: Themen / Europa und Internationales / Europa)


(II/4 Katharina Krewet, Brüssel, 13.10.2021)
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[bookmark: _Toc85197989]4121-16	Bilanz zur Corona-Krisenreaktion REACT-EU

Am 11.10.2021 hat die Kommission eine erste Bilanz zur Aufbauhilfe für den Zusammenhalt und die Gebiete Europas gezogen. In nur vier Monaten wurden aus diesem Instrument 34,1 Mrd. Euro für Regionen und Städte genehmigt und bisher 3,5 Mrd. Euro ausgezahlt. 21,7 Mrd. Euro stammen aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, 12 Mrd. Euro aus dem Europäischen Sozialfonds und 410 Mio. Euro aus dem Europäischen Hilfsfonds für die am stärksten benachteiligten Personen. In Deutschland stehen rund 1,9 Mrd. Euro zusätzlich zur Verfügung. Während der Pandemie war diese Kohäsionspolitik entscheidend, da sie zu einer der wichtigsten Maßnahmen für den Aufschwung in der EU zählt. 

Die REACT-EU-Mittel ergänzen die Investitionsinitiative zur Bewältigung der COVID-19-Krise (CRII), welche auf den dringenden wirtschaftlichen und sozialen Bedarf in der Pandemie hin mobilisiert wurde. EU-Sozialkommissar Nicolas Schmit hierzu: „Die Struktur- und Kohäsionsfonds der EU, vor allem REACT-EU, treiben die Erholung von der Pandemie voran. Dank der EU-Mittel konnten Unternehmen ihre Arbeitskräfte behalten. Besonders bedürftige Menschen wurden mit Lebensmitteln versorgt. Das ist gelebte europäische Solidarität.“ 

Laut einer neuen Eurobarometer-Umfrage wird die Unterstützung deutlich wahrgenommen: Rund 69 Prozent der Befragten (63 Prozent in Deutschland) sind sich dieser kohäsionspolitischen Initiative während der Pandemie bewusst. Die Studie zeigt ebenfalls, dass das Bewusstsein für EU-geförderte Projekte auch allgemein ansteigt. 

Weitere Informationen:
· https://ec.europa.eu
· https://ec.europa.eu 


(II/4. Katharina Krewet, Brüssel, 12.10.2021)
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[bookmark: _Toc85197990]4121-17	Online-Veranstaltung „Gesellschaften im Wandel: Wirtschaft und Politik im Angesicht der demografischen Alterung Deutschlands und Europas“ am 28.10.2021 

Wie die Beziehungen zwischen den öffentlichen und privaten Arbeitgebern auf lokaler Ebene vor diesem Hintergrund geregelt werden können, welchen Herausforderungen beide Seiten quantitativ und qualitativ gegenüberstehen und welche Rolle eine aktive europäische Politik spielen kann, soll Gegenstand der Online-Veranstaltung „Gesellschaften im Wandel: Wirtschaft und Politik im Angesicht der demografischen Alterung Deutschlands und Europas“ am 28. Oktober 2021 von 17.00 bis 18.30 Uhr sein. Den Europabüros des DStGB und der Konrad-Adenauer-Stiftung ist es gelungen, zur Diskussion dieser Thematik eine Auswahl an Experten zu gewinnen, deren Expertise die Thematik aus verschiedenen Blickwinkeln beleuchten wird. 

Europas Bevölkerung geht einem Trend der Überalterung entgegen. Allein die Anzahl von Menschen in der EU im Alter von über 80 Jahren wird bis zum Jahr 2030 von heute 19 Mio. auf 34 Mio. ansteigen. Diese Alterungstendenz betrifft alle Bereiche der Gesellschaft, insbesondere den Bereich des Arbeitslebens und der sozialen Sicherung. Folglich wird die Bevölkerung im arbeitsfähigen Alter (15–64 Jahre) bis zum Jahr 2030 um 20 Mio. zurückgehen, während gleichzeitig in den meisten EU-Ländern die Zahl der über 50-jährigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf 55 Prozent der gesamten Erwerbsbevölkerung ansteigt. Standen im Jahr 2008 jeder Person über 65 Jahren jeweils vier Menschen im arbeitsfähigen Alter in Europa gegenüber, so müssen im Jahr 2050 jeweils zwei Erwerbsfähige für je einen Vertreter der Generation 65+ aufkommen. Naturgemäß werden die Ausgaben für Renten, Gesundheitsversorgung und Langzeitpflege stark ansteigen. Die Europäische Kommission rechnet bis zum Jahr 2060 insgesamt „mit einem Anstieg der alterungsbedingten öffentlichen Ausgaben um durchschnittlich etwa 4 ¾ Prozentpunkte des BIP in der EU und um mehr als 5 Prozentpunkte in der Eurozone“. 

Die Online-Veranstaltung der Europabüros der Konrad-Adenauer-Stiftung und des Deutschen Städte- und Gemeindebundes findet statt am 28. Oktober 2021 von 17.00 bis 18.30 Uhr.


Programm

17.00 Uhr 	Begrüßung 
Dr. Hardy Ostry, Leiter des Europabüros der Konrad-Adenauer-Stiftung 



17.05 Uhr 	Einführung 
Dr. Klaus Nutzenberger, Direktor des Europabüros des Deutschen Städte- und Gemeindebunds (DStGB) 

17.10 Uhr	Europäische Prognosen und Antworten 
Egbert Holthuis, Mitglied der Europäischen Kommission 

17.25 Uhr 	Herausforderungen für Kommunen – 
Wo und wann fehlen die Fachkräfte? 
Marc Elxnat, Referatsleiter Gesetzgebung, Verfassung, Sicherheit, Ordnung und Flüchtlingspolitik beim DStGB 

17.40 Uhr 	Arbeiten bis 70? – Wie reagiert die mittelständische Wirtschaft? 
Prof. Dr. Martin Wortmann, Generalsekretär der Bildungsallianz des Mittelstandes 

18.00 Uhr	Diskussion 
Dr. Heiko Schäffer (Verband Kommunaler Unternehmen) 
Egbert Holthuis (Mitglied der Europäischen Kommission) 
Marc Elxnat (Referatsleiter Gesetzgebung, Verfassung, Sicherheit, Ordnung und Flüchtlingspolitik beim DStGB) 
Prof. Dr. Martin Wortmann (Generalsekretär der Bildungsallianz des Mittelstandes) 

18.25 Uhr 	Schlusswort


Anmeldung zur Online-Veranstaltung der Europabüros der Konrad-Adenauer-Stiftung und des Deutschen Städte- und Gemeindebundes unter: https://us06web.zoom.us 


(II/4, Katharina Krewet, Brüssel, 13.10.2021)
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[bookmark: _Toc85197992][bookmark: _Toc502842262]4121-18	Pressemitteilung: Kommunale Spitzenverbände veröffentlichen Prognosedaten – Enorme Belastungen für kommunale Haushalte

Pressemitteilung der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände vom 14.10.2021

· Kommunale Spitzenverbände veröffentlichen Prognosedaten
· Enorme Belastungen für kommunale Haushalte – 
hohe Defizite und Einbruch der Investitionen drohen

Die Städte, Landkreise und Gemeinden warnen vor einer drohenden kommunalen Haushaltskrise. Sie rechnen mit sinkenden kommunalen Investitionen und steigenden Defiziten. Die kommunalen Spitzenverbände erwarten bereits in diesem Jahr ein Defizit von 7 Mrd. Euro. Und die jährlichen Investitionen gehen voraussichtlich bis zum Jahr 2024 um mehr als 5 Mrd. Euro zurück. Der Steuereinbruch des vergangenen Jahres hat das Niveau der kommunalen Steuereinnahmen um rund 9 Mrd. Euro reduziert – und das wirkt in den Folgejahren in gleicher Größenordnung fort. Zwar haben Länder Maßnahmen ergriffen, um den jeweiligen kommunalen Finanzausgleich zu stabilisieren. Um die Steuereinnahmen der Städte und Gemeinden und die Grundlagen für die Kreisumlage zu stützen, wäre aber eine weitere Stärkung der Einnahmen durch Bund und Länder geboten. 

Zu den heute veröffentlichten Prognosedaten zur kommunalen Finanzlage sagten die Präsidenten der kommunalen Spitzenverbände Oberbürgermeister Burkhard Jung (Deutscher Städtetag), Landrat Reinhard Sager (Deutscher Landkreistag) und Bürgermeister Ralph Spiegler (Deutscher Städte- und Gemeindebund): „Wir sind dankbar, dass Bund und Länder im vergangenen Jahr große Anstrengungen unternommen haben, den Kommunen zum Höhepunkt der Corona-Pandemie zu helfen. Die wirtschaftlichen Folgen von Corona dauern in den Kommunalhaushalten allerdings an. Daher benötigen wir auch in diesem und den kommenden Jahren Stabilisierungshilfen. Wir erwarten, dass die Sicherung der kommunalen Handlungsfähigkeit auch in den Koalitionsverhandlungen eine wichtige Rolle spielen wird. Sonst sind kommunale Defizite und einbrechende kommunale Investitionen unvermeidbar.“

[bookmark: _Hlk82785430]Angesichts der wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie sind die kommunalen Haushalte in diesem und folgenden Jahren vor allem durch den Steuereinbruch von massiven Einnahmeverlusten betroffen, während die Ausgaben weiterhin steigen. Nach einem leichten Überschuss im Jahr 2020 folgen somit tiefrote Zahlen. Der Finanzierungssaldo stürzt 2021 im Vergleich zum Vorjahr um etwa 10 Mrd. Euro ab. Derzeit ist davon auszugehen, dass die Zuweisungen auch unter Einschluss der Stützungsmaßnahmen der Länder in den kommenden Jahren weiter nur marginal zunehmen werden. Daher sind auch für die Folgejahre weiterhin kommunale Finanzierungsdefizite von 6 bis 7 Mrd. Euro zu befürchten.

Die unvermeidbaren Steigerungen bei den Sozialausgaben und Personalausgaben der Kommunen müssen weitgehend durch Rückgänge bei den Investitionen kompensiert werden. Nach derzeitigem Stand verursacht die zu erwartende Finanzierungslücke einen Rückgang der jährlichen Investitionen von 34,8 Mrd. Euro im Jahr 2020 auf nur noch 29,3 Mrd. Euro im Jahr 2024 – also einen Rückgang um mehr als 5 Mrd. Euro.

Die Präsidenten der kommunalen Spitzenverbände machten deutlich: „Andauernde Finanzierungsdefizite wirken direkt auf die kommunalen Investitionen: Wenn die Kassen leer sind, können auch keine Investitionen geplant werden. Zusätzliche Belastungen wie beispielweise der beschlossene Ausbau der Ganztagsbetreuung in Grundschulen sind ohnehin nach derzeitiger Lage finanziell nicht zu stemmen. Für die Kommunen bedeutet dieser von Bund und Ländern beschlossene Rechtsanspruch eine dauerhafte Mehrbelastung. Denn bei den Investitionskosten gibt es aktuell eine Lücke von insgesamt 4 Mrd. Euro und bei den jährlichen Betriebskosten von mehr als 3 Mrd. Euro. Solche Milliardenbeträge können die Kommunen nicht aufbringen. Hier stehen die Länder ganz klar in der Pflicht, die finanziellen Mehrbelastungen aus dieser Aufgabe zu übernehmen.“


Weitere Informationen finden sich unter www.dstgb.de 
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[bookmark: _Toc85197993]4121-19	Statement: Ungebremster Anstieg von Energiekosten: Entlastungen notwendig!

Statement von DStGB-Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg vom 12.10.2021 

Gas ist auf dem Weltmarkt stark gefragt. Die deutschen Gasspeicher sind wegen des kalten Winters im letzten Jahr nur teilweise gefüllt und die anlaufende Weltkonjunktur nach der Pandemie erhöht zusätzlich den Energiebedarf. Die ersten Versorger in Deutschland haben teilweise schon zum 1. November ihren Kunden deutliche Preissteigerungen angekündigt; in Einzelfällen (Stadtwerke Memmingen) um 68 Prozent. Viele andere liegen deutlich über 20 Prozent. Derartige Steigerungen sind eine enorme Belastung für die Menschen, die Wirtschaft und auch die Kommunen.

Durch ihre Vielzahl an Gebäuden sind die Energiebudgets der Kommunen mehrere Milliarden Euro hoch. Hinzu kommt, dass die Kommunen jedenfalls teilweise die Kosten der Unterkunft für Hartz-IV-Bezieher finanzieren und dort die entsprechenden Steigerungen mittragen müssen. Wir brauchen hier noch vor dem Winter eine Lösung.

Zwei Wege sind denkbar: Der erste läge darin, dass der Bund teilweise auf die auf Strom, Benzin und Gas entfallende Umsatzsteuer und/oder Strom- und Gassteuer zumindest befristet verzichtet. Dieses Instrument hat sich in der Pandemie bei der vorübergehenden Reduzierung der Mehrwertsteuer bewährt. Das erscheint auch akzeptabel, da der Anteil an Steuern und sonstigen Abgaben beim Strom über 40 Prozent, beim Benzin über 60 Prozent und beim Gas über 30 Prozent beträgt. Zusätzlich bestünde die Möglichkeit, das Wohngeld um einen Energiezuschlag zu erhöhen. Damit würde man insbesondere Personen mit eher niedrigem Einkommen erreichen. Andere Länder wie zum Beispiel Frankreich haben erste Maßnahmen unternommen, um den Gaspreis zu deckeln.

Insgesamt sind die steigenden Energiekosten ein deutliches Signal, den Ausbau der alternativen Energien mit schnelleren Planungen und Umsetzungen zu beschleunigen, denn Wind, Wasser und Sonne sind nicht von Weltmarktpreisen abhängig.


Weitere Informationen finden sich in Beitrag 4121-03 in dieser DStGB-Aktuell-Ausgabe.
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[bookmark: _Toc85197994]4121-20	Interview: Die Energiekrise und die Folgen für Deutschland

Interview des radioeins rbb mit DStGB-Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg am 13.10.2021. Die Fragen stellten Mareile Scheidemann und Maximilian Ulrich.

radioeins: Wieviel teurer wird es für die Deutschen in diesem Winter, zuhause zu heizen, mit Öl oder eben mit Gas?

Dr. Gerd Landsberg: Ich weiß es nicht genau, aber Sie können sicher sein, es wird deutlich teurer. Und nicht irgendwann im Winter. Wir hören, dass einige Versorger ihre Preise bereits zum 1. November anheben werden. Da sind Beträge aufgerufen von 25 bis 68 Prozent. Das ist richtig viel Geld.

radioeins: Die Energieversorger in Deutschland rechnen auch nicht damit, dass die Preise für Strom, Gas und Öl in den nächsten Jahren wieder sinken werden. Welche Forderungen haben Sie denn konkret an die nächste Bundesregierung?

Dr. Landsberg: Ich glaube, das ist eine Entwicklung, die insbesondere Menschen mit niedrigem Einkommen nicht alleine bewältigen können. Auch die Kommunen sind hart betroffen, denn wir sind die größten Gebäudebesitzer. Auch die Wirtschaft, Sie haben es ja schon anmoderiert: Salzgitter sagt, wir können uns das einfach von den Produktionskosten hier nicht mehr leisten. Da muss man wissen: Bei allen Energieträgern ist ein großer Teil Abgaben. Bei Benzin sind es sogar 60 Prozent, also wenn der Liter Diesel 1,61 Euro kostet, sind 97 Cent Abgaben. Beim Gas sind es etwa 30 Prozent, beim Strom etwa 40 Prozent. Es wäre eine Möglichkeit, zu sagen, wir schauen mal zum Beispiel in der Zeit von November bis März 2022, dass wir etwa die Umsatzsteuer reduzieren. Das haben wir ja in der Pandemie auch gemacht, um der Wirtschaft zu helfen. Das wäre eine Möglichkeit. Andere Länder sind diesen Weg schon gegangen, wie zum Beispiel Spanien. Aber die Regierung selber hat natürlich keinen Einfluss auf die Energiepreise. Das sind Weltmarktpreise. Der Hunger nach Energie ist in allen Ländern riesig. Und das führt natürlich zu den entsprechenden Preissteigerungen.

radioeins: Wenn man die Abgaben senkt, Sie haben es ja auch schon gesagt, die Preise kommen ja trotzdem von außen, können trotzdem gesteigert werden. Zeigt diese Energiekrise nicht eigentlich, dass wir in Europa massiv abhängig sind von Ölimporten oder vom russischen Gas. Dass wir eigentlich viel eher alternative Energien schnell ausbauen müssten?

Dr. Landsberg: Genau. Das ist die richtige Antwort. Wir müssten viel mehr alternative Energien ausbauen. Denn Wind und Sonne, da gibt es keinen Weltmarktpreis. Der Wind weht und die Sonne scheint. Aber da muss man auch ganz ehrlich sein: Die Bereitschaft ist überall da, jeder sagt Ihnen auf der Straße, finden wir toll. Aber wenn es darum geht, dass die Windenergieanlage in meiner Reich- oder Sichtweite steht, dann ist die Begeisterung schon geringer. Das heißt, wir müssen dafür auch werben. Ich glaube, dass die nächste Bundesregierung das zu einem zentralen Thema machen wird – und auch machen muss.

radioeins: Auf EU-Ebene hat die EU-Energiekommissarin Kadri Simson heute eine sogenannte Toolbox gegen steigende Energiepreise vorgestellt. Da geht es um drei schnellwirkende Werkzeuge: Direkte Zahlung an Verbraucher, Steuererleichterungen und Subvention für kleine Unternehmen. Wie finden Sie denn diese Toolbox?

Dr. Landsberg: Diese Toolbox ist ja nur ein theoretischer Ansatz. Das heißt, die EU-Kommission selber hat kein Geld, das sie verteilen wird. Aber trotzdem ist das wichtig. Denn sie signalisieren, wenn ein Mitgliedsstaat zum Beispiel die Umsatzsteuer senkt oder Unternehmen hilft oder Menschen mit niedrigen Einkommen hilft, dann ist das in Ordnung und nicht etwa eine unzulässige Beihilfe. Auch der Vorschlag, das ist natürlich ein langfristiges Projekt, ob es nicht sinnvoll wäre, eine europäische gemeinsame Gasreserve aufzubauen, ist sicherlich gut. Denn die Preissteigerungen beruhen auch darauf, dass die Gasspeicher im Moment nur so etwa bei 70 Prozent, teilweise auch nur 60 Prozent gefüllt sind. Weil nämlich der Wind leider nicht so geweht hat, wie wir uns das alle erhofften. Das heißt, die Gaskraftwerke mussten öfter einspringen. Folglich sind die Vorräte nicht mehr so hoch wie normalerweise um diese Jahreszeit vor dem Winter.


Das Interview kann nachgehört werden unter www.radioeins.de.
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[bookmark: _Toc85197995]4121-21	Statement: Die Abschaffung der kostenlosen Schnelltests ist nachvollziehbar

Statement von DStGB-Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg für das RND RedaktionsNetzwerk Deutschland vom 07.10.2021

Die Abschaffung der kostenlosen Schnelltests ist nachvollziehbar, da inzwischen alle Personen ein Impfangebot erhalten. Wer sich anders entscheidet muss akzeptieren, dass die Allgemeinheit nicht bereit ist, dafür weiterhin Steuermittel in Millionenhöhe aufzuwenden. Wir gehen nicht davon aus, dass die wegfallenden kostenlosen Tests zu ernsthaften sozialen Konflikten führen. Die große Mehrheit der Bevölkerung – derzeit über 67 Prozent – ist ohnehin bereits geimpft. 

Personen, die aus medizinischen Gründen oder aufgrund des Alters nicht geimpft werden können, werden auch weiterhin kostenlos getestet. Das gilt insbesondere für die Kinder und Jugendlichen in den Schulen. Schon jetzt können wir im Übrigen feststellen, dass die Nachfrage in den kostenlosen Testzentren zurückgegangen ist. 

Nachdem sich das Infektionsgeschehen nach wie vor auf vergleichsweise niedrigem Niveau bewegt, gibt es inzwischen auch Veranstalter, die einen Eigentest unter Aufsicht ermöglichen, der vergleichsweise preiswert ist. Wir hoffen allerdings natürlich auch, dass der Wegfall der kostenlosen Tests einzelne Personen doch noch dazu bewegen wird, sich für eine Impfung zu entscheiden.
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[bookmark: _Toc85197996]4121-22	Neue Studie Citylogistik der Zukunft erschienen

Im Fokus der jüngsten Studie der Initiative Logistikimmobilien (Logix) steht das Thema Zukunft der Innenstädte und die perspektivische Rolle von Citylogistik-Immobilien. Die Studie beleuchtet die angesichts des wachsenden Onlinehandels und der Corona-Pandemie gestiegenen Herausforderungen für die Innenstädte und Ortskerne und zeigt die Lösungspotenziale auf, die Logistik und Logistikimmobilien hier bieten können. Die Studie adressiert eine zentrale Herausforderung für die Kommunen. Logistik ist als ein wirtschaftsstarker, wachsender Bereich in Deutschland für Städte und Gemeinden ein wichtiges Thema. 

Die in dieser Woche im Rahmen der ExpoReal vorgestellte Studie „Logistik auf der letzten Meile – Reallabor Stadt“ untersucht, wie Logistik durch innovative Konzepte in den Bereichen Immobilien und Stadtgestaltung überzeugende Ansätze u. a. zur Verkehrsgestaltung sowie zur Erreichung der Klimaschutzziele leisten kann. Konkret wird neben der Analyse von Gebäudekonzepten und ‑konfigurationen beleuchtet, wie autoarme, grüne Quartiere, bei denen Menschen und grüne Außenflächen im Vordergrund stehen, entstehen können. Zudem wird die Umnutzung von Bestandsgebäuden ebenso diskutiert wie die Themen Digitalisierung und Nachhaltigkeit.

Was treibt die Innenstadtlogistik?

Technologische, wirtschaftliche, gesellschaftliche, politische und individuelle Veränderungstreiber wirken auf die Logistik in den Deutschen Innenstädten ein:

· die grundlegenden Veränderungen im Handel

· der Umwelt- und Klimaschutz

· die erhöhte Nachfrage nach innerstädtischen Logistikflächen, einschließlich der daraus resultierenden, sich immerzu verstärkenden Nutzungskonkurrenz sowie

· die Agilität und Dynamik im Zusammenhang mit neuen Technologien und Digitalisierung

Aufgrund des anhaltende Wachstums des E‑Commerce-Sektors und damit einhergehender sinkender Umsätze im stationären Handel stehen viele Städte und Gemeinden vor der Herausforderung, Konzepte zur Wiederbelebung ihrer Innenstädte entwickeln zu müssen. Logix liefert dazu Denkanstöße, die die Logistik miteinbeziehen.

Mit der Analyse der Rolle der Logistik bei der Gestaltung zukunftsfähiger und attraktiver Innenstädte greift die Initiative ein wirtschaftlich sowie gesellschaftspolitisch relevantes Thema auf. Die Herausforderungen für die innerstädtische Logistik sind enorm und müssen branchenübergreifend diskutiert werden.

Ideen und Lösungsansätze 

Bei der Gestaltung der Metropolen werden aus Sicht der Autoren der Studie innovative Konzepte im Immobilienbereich der Zukunft noch nicht adäquat und zukunftsweisend berücksichtigt. Gerade die Logistik bietet nach Aussage von Logix mit ihren vielfältigen Immobilienlösungen in Form von Micro-Hubs, Einordnung in Mixed Use Buildings und Nutzung unattraktiver Bestandsflächen vielversprechende Ideen und Handlungsempfehlungen.

Fazit

Einen ähnlich umfassenden Überblick über die verschiedenen Problemstellungen und Lösungsansätze der City-Logistik, wie ihn diese Studie bietet, gibt es in dieser Form bislang noch nicht. Gleichzeitig gehört das Thema zu den drängendsten Zukunftsaufgaben –  sowohl für die Kommunen als auch für die Logistik, um die Versorgung vor allem in den Ballungszentren sicherzustellen. Indem das Autorenteam der Logix-Studie hier den Ist-Zustand und zukunftsgerichtete Lösungsansätze präsentiert, leistet es einen guten Beitrag zum Dialog aller Beteiligten.

Download

Die Publikation soll im Oktober 2021 veröffentlicht werden. Alle Studien und Forschungsarbeiten der Logix Initiative stehen zum kostenlosen Download unter www.logix-award.de/forschung zur Verfügung. 

Weitere Informationen finden sich auch unter www.dstgb.de. 


(G/2, Alexander Handschuh/Claudia Bienek, 14.10.2021)
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[bookmark: _Toc85197997]4121-23	Die gute Nachricht: Ein bisschen Fröhlichkeit
im Straßenverkehr – das Ampelmännchen wird 60

Rundlich und mit Hut – das sympathisch wirkende Ampelmännchen ist aus unseren Ampeln nicht mehr wegzudenken. Man könnte fast sagen, „beiläufig“ begleitet und erheitert uns das kleine Männchen im alltäglichen Gewimmel. Nach einem anderen Verkehrszeichen mit diesen Charaktereigenschaften muss man lange suchen. 

Der Deutschlandfunk titelte „60 Jahre DDR-Ampelmännchen – Vom Ost-West-Konfliktstoff zur selbstironischen Spielerei“. 

Wie es dazu kam: Der Ethnologe und Kulturwissenschaftler Wolfgang Kaschuba im Gespräch mit Axel Rahmlow zum Nachhören: www.deutschlandfunkkultur.de
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[bookmark: _Toc85197998]4121-24	Zehn-Minuten-Internet-Newsletter 

Aus dem Internet berichtet Franz-Reinhard Habbel jede Woche über Ideen, innovative Lösungen und Zukunftsthemen für Kommunen. In der aktuellen Ausgabe geht es unter anderem um: 

Von Umbrüchen und Aufbrüchen: Wie ostdeutsche Kommunen steten Wandel meistern
Das Berlin-Institut hat anhand zwölf ausgewählter Gemeinden untersucht, wie ostdeutsche Kommunen den Herausforderungen der letzten Jahrzehnte begegnet sind und welche Strategien sie auf dem Weg entwickelt haben. Welche Ideen und Innovationen sind entstanden? Sind sie aufgrund der zahlreichen Probleme besonders krisenfest und gut gewappnet für künftige Aufgaben?

Smart Cities: Schule
Du bist tätig bei einer südwestfälischen Kommune? Du hast Interesse an dem Wissenstransfer, welcher aus den Pionierkommunen in die ganze Region bereits erfolgt? Du willst mehr über das Thema „Smart City“ erfahren und dich mit Pionierkommunen vernetzen? Einen bemerkenswerten Leitfaden haben die "5 für Südwestfalen" herausgebracht.

„Campus GO eG“ als Gesundheitsgenossenschaft gegründet 
Neun Odenwald-Kommunen schaffen mit einem richtungsweisenden und bisher in dieser Form einmaligen Modell in Bayern eine weitere wichtige Säule für die Zukunft der medizinischen Versorgung in der Region. Die acht Kommunen der Odenwald-Allianz im bayerischen Landkreis Miltenberg gemeinsam mit der Stadt Michelstadt aus dem hessischen Odenwaldkreis die Genossenschaft „Campus GO eG“ gegründet. Bei der Gründungsversammlung waren auch neun Ärzte aus der Region sowie weitere Beteiligte anwesend. Die Genossenschaft soll vor allem Hausarztpraxen im Rahmen eines Medizinischen Versorgungszentrums betreiben. 

WANDELpfad und Co-Working Galerie
Mit dem Projekt sollen Potenziale und Strategien einer auf Resilienz fokussierten Stadtentwicklung in Homberg beispielhaft für eine Kleinstadt im ländlichen Raum aufgezeigt werden. Dazu werden Einzelinitiativen zu einem resilienten, zivilgesellschaftlichen Netzwerk verknüpft. Ziel des Projektes ist es, einen zentral gelegenen Leerstand in der historischen Altstadt zu einem multifunktionalen Ort des Austauschs und des Arbeitens zu entwickeln (Co-Working Galerie) und diesen Ort über verbesserte Wegverbindungen, einen sog. „WANDELPfad“, in den Ort zu integrieren. 

Der vollständige aktuelle Newsletter und Anmeldemöglichkeit unter www.habbel.de
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[bookmark: _Toc85198000]4121-25	TERMINVORSCHAU 2021

	Oktober
	

	
	

	18.-19.10.
	DStGB-Geschäftsführerkonferenz, Stuttgart

	
	

	25.-26.10.
	DStGB-Ausschuss für Finanzen und Kommunalwirtschaft, Neuburg a. d. Donau

	
	

	27.10.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	►28.10.
	DStGB-KAS-Konferenz "Gesellschaften im Wandel (…)", Online

	
	

	November
	

	
	

	04.11.
	Vorstand des Städtebundes Schleswig-Holstein

	
	

	08.11.
	Mitgliederversammlung des Gemeinde- und Städtebunds Rheinland-Pfalz 

	
	

	08.11.
	63. Kreisvorstandskonferenz des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt

	
	

	15./16.11.
	DStGB-Präsidiumssitzung, Bonn

	
	

	17.11.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	17.11.
	Ausschuss für Wirtschaft und Finanzen des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	18.11.
	Forum deutscher Wirtschaftsförderungen „Die Schubkraft von Krisen nutzen! Wirtschaftsförderung als Impulsgeber und Gestalter“ (DStGB, DST, DLT, DVWE & difu), Online

	
	

	25.11.
	Präsidium- und Hauptausschusssitzung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes, Sitzungsort offen

	
	

	25.11.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebundes NRW, Soest

	
	

	29.11.
	197. Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt

	
	

	29.-30.11.
	DStGB-Erfahrungsaustausch "Finanzpolitik", Berlin

	
	




	Dezember
	

	
	

	01.12.
	Ausschuss für Städtebau und Umwelt des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	06.12.
	(Geschäftsführender) Vorstand des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	06.12.
	Gemeinsame Vorstandssitzung des Städtebundes und des Städtetags Schleswig-Holstein (=Mitgliederversammlung des Städteverbandes Schleswig-Holstein)

	
	

	09.12.
	Präsidiumssitzung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes, Fernwald

	
	

	2022
	

	
	

	Januar
	

	
	

	31.01.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	Februar
	

	
	

	22./23.02.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	März
	

	
	

	24./25.03.
	Ordentliche Delegiertenversammlung des RGRE-DS, Sitzungsort offen 

	
	

	28.-29.03.
	Klausurtagung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	29.03.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt (i. R. d. Klausurtagung)

	
	

	April
	

	
	

	13.04.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	27.04.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	Mai
	

	
	

	14.05.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	18.05.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	30.05.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	Juni
	

	
	

	13.06.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf

	
	

	14.06.
	Gemeindekongress 2022 / 23. Mitgliederversammlung des Städte- und Gemeindebunds Nordrhein-Westfalen, Stadthalle (CCD-Süd), Düsseldorf

	
	Hauptausschusssitzung des Städte- und Gemeindebunds Nordrhein-Westfalen, Stadthalle, Düsseldorf

	
	

	27./28.06.
	Deutscher Kommunalkongress des DStGB, Berlin

	
	

	Juli
	

	
	

	11.07.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	13.07.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	September
	

	
	

	14.09.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	21./22.09.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	26.09.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	Oktober
	

	
	

	17.10.
	Mitgliederversammlung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	19.10.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	November
	

	
	

	16.11.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	28.11.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 




► Neuer Termin seit der letzten Veröffentlichung
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